
A
2) üeseiz betreffend vorläufige Änderungen zu dem GeSetz J- -4&quot;

vom. 15. Mai .1875

31. März 1928 (t)ansk Lovtidende 1928 nr. 57

i Abs. i, des. Gesetzes vom 15- Mai 1875 wird folgendermaßen
gefaßt

Durch Kgl. Anordnung kann bestimmt werden, ob Reisende bei
,der Einreise in Dänemark mit eiliem Reisepaß oder einem anderen Le-

gitimatiOnspapier versehen sein müss&apos;en.
Ausländische Seeleute, die auf einem dänischen oder ausländischen

Schiff in einen dänischen Hafen kommen, dürfen nicht ohne Genehmi7
gung der Polizei abgemustert werden. Der Schiffsführer ist dafür ver-

antwortlich, daß die Abinusterung nicht ohne eine solche Genehmigung
stattfindet., Unterläßt er die Einholung der Genehmigung, so ist die
Reederei oder ihr Vertreter in Dänemark verpffichtet, der Staatskasse
alle Ausgaben, die durch den unerlaubten Aufenthalt öder durch die

Heimsendung entstehen, zu ersetzen.

§ 13 Satz i des Gesetzes vom 15. Mai 1875 wird folgendermaßen
,gefaßt:

Ausländer, die in Dänemark nicht versorgungsberechtigt sind,
können auf Anordnung des Justizministers aus dem Lande geführt
,oder ausgewiesen werden, wenn dazu Veranlassung vorliegt, ohne. Rück-
sicht darauf, wie lange sie sich in Dänemark aufgehalten haben.

§ 3-

Personen, die das Land unter Umgehung der Paßkontrolle betreten
&apos;

-werden mit GeldstraW und unter erschwerenden Umständen mit Ge-

fängnis bestraft. Ausländer können in diesem Fall durch die Polizei

ausgewiesen werden. Personen, die dazu mitwirken, einem anderen den

Zugang unter Umgehung der Paßkontrolle Izu verschaffen, werden mit
Geldstrafe bestraft. Die Strafe kann im Wiederholungsfall auch Ge-

fängnis sein.
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Staats- und Verwaltungsrecht

§ 4-
Die Schiffsführer sind verpflichtet, die Bestimmungen des Justiz-

ministeriums zur Durchführung der Paßkontrolle zu beobachten. Über-
tretungen werden mit Geldstrafe bestraft und haben zur Folge, daß der
Schiffsführer, die Reederei oder deren dänischer Vertreter verpflichtet
ist, alle durch die Übertretung der Staatskasse durch den unerlaubten
Aufenthalt und durch,Entfernung des Ausländers entstandenen Kosten
zu erstatten. th, `

5.
Die in dem Gesetz Nr. 643 vom 21. Dezember 1917 über die Ver-

mehrung des Personals der Staatspolizei usw. auf 4 Kronen festgesetzte
Gebühr für die Visierung der Pässe wird auf 8 Kr. in den Fällen erhöht,
wenn Ausländer, die sich in Dänemark auf Grund einer zeitlich begrenzten
Aufenthaltszulassung aufhalten,&apos; nach Ablauf der Aufenthaltszu-
lassung im Lande verbleiben, ohne um Verlängerung der Zulassung
eingekommen zu sein.

§ 6.

Ausländer, die nach&quot; dem 31. März 1926 eingereist sind oder ein-
reisen, dürfen nicht ohne besondere Zulassung eine Arbeit oder eine
sonstige Stellung im Lande oder sich im Inlande länger als.
v4von dem Einreisetage an, aufhalten. Wenn sich&apos;ein solcher
Ausländer innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten im anze9Z4,--r-9
Monate im Inlande aufgehalten hat, darf er nicht ohne eine vorher4k70
erteilte Zulassung aufs neue einreisen, bis sechs Monate seit seiner letzten
Ausreise verstrichen sind.

r

Ausländer, die auf Grund des, Gesetzes vom 15. Mai 1875 mit einem
Aufenthaltsbuch versehen sein müssen, sind von dieser Verpflichtung
befreit, wenn sie im Besitz eines gültigen Reisepasses sind. Das Justiz-
ministeriUm setzt die näheren Regeln über die Verpflichtungen solcher

&quot;,_j&quot;&quot;&quot;.&quot;,.(4.Ausländer fest, die Polizei von ihrem Aufenthaltsort in Kenntnis zu

halten.

§ 8.

Die in § 6 behandelten Zulassungen werden vom justizministeriuni
oder von den von diesem beauftragten Stellen erlassen.

Übertretungen des § 6 und der vom justizministerium auf Grund
des § 7 erlassenen Vorschriften werden mit Geldstrafe bestraft. Der be-
treffende Ausländer kann von der Polizei ausgew&apos;iesen werden. Die-
Strafe trifft auch den Arbeitgeber, bei dem der betreffende Ausländer
in Arbeit steht. &quot;

-

&apos;:

Eine Strafe tritt nicht ein wegen Verbleibens im Inlandp in der Zeit&gt;
die verstreicht, bis eine Entscheidung auf einen Antrag um Zulassung
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Dänemark. Gesetzgebung.

.zu weiterem Aufenthalt ergangen ist, sofern der Antrag vor Ablauf der
Zeit eingegangen ist, während welcher der Betreffende zum Aufenthalt
im Inlande berechtigt war,

§ g.

§ ig des Gesetzes vom 15. Mai 1875 wird folgendermaßen-,gefaßt:
Wer gegen Bezahlung jemand beherbergt oder ohne Bezahlung un-

bekannte oder umherziehende Personen aufnimmt, ist verpflichtet,
von diesen eine Erklärung über ihren vollen Namen, Geburtstag und

-jahr, Geburtsort, Stellung und letzten Aufenthaltsort zu verlangeD&quot;,
,4,-gy,

Aspwie dat

VonAusländernistüberdieseinAusweiszuver- &amp;A

langen.
Die Erklärungen sind der Polizei mitzuteilen, c

- E-e7n-,ständen mit einer 1 k Zv-.ie weit Grund be-

Die Polizei kann Hotelbesitzern, Gastwirten und, Wirten in Logis-
häusern und Pensionen aufgeben, außer der Erstattung der täglichen
Anmeldungen ein von der Polizei autorisiertes Protokoll zu führen, das
der Polizei jederzeit zur Einsichtnahme zur Verfügung steht.

- Der Justizminister trifft nähere Bestinunungen über den Inhalt
der in diesen Paragraphen behandelten Anmeldungen, den Zeitpunkt
ihrer Abgabe usw.

§ io.

Dieses Gesetz gilt nicht für die Faröer. - Es tritt am i. April Ae&amp;&quot;
in Kraft und am 31- März 193 atiK
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